
Empfehlungen der 

Antragsprüfungskommission  

Für das Protokoll Sabine Wurst 
 
Sitzung hat digital stattgefunden. 
Anwesend: Esther Kalveram, Wolfgang Decker, Armin Ruda, Hajo Schuy, Johannes Knöfel, 
Lukas Kiepe, zeitweise Petra Ullrich 

Ergebnisprotokoll der Sitzung vom 06.04.2021 
 
Sabine begrüßt die Anwesenden. Sie schlägt Esther als Sprecherin der 
Antragsprüfungskommission vor. Es gibt keine weiteren Vorschläge. Esther wird einstimmig 
gewählt. 
 
Es gibt einen weiteren Antrag aus dem OV Vorderer Westen, der unter B10 eingereiht wird. 
Der Antrag ist den Genossinnen und Genossen vom UBA im vergangenen Oktober bekannt. 
Er betrifft die Fallpauschalen. Der Antrag wurde im Antragsheft ergänzt. 

B1 
 
Streiche Adressat „Juso Bundeskonferenz“ 
 
Ersetze in Zeile 8 „der 80% Abzug“ durch „des 80-prozentigen Abzuges“ 

B2 
 
Ergänze Adressat „SPD-Bundesparteitag“ 

B3 
 
Ergänze Adressat „SPD-Bundesparteitag“ 

B4 
 
Ersetze im Betreff „von einem Ausbau“ durch „des Ausbaus“ 
 
Ergänze in Zeile 2 hinter Kilometern „ist umzusetzen“ 

B5  
 
Streiche Adressat „AsF-Bundeskonferenz, AsF-Landeskonferenz, AsF-Bezirkskonferenz 
Hessen-Nord“ 



B6 
 
Ändere Adressat „SPD-Bezirk Hessen-Nord“ in „Bezirksparteitag“ 
Ändere Adressat „SPD Bund“ in „Bundesparteitag“ 

B7 
 
Ersetze Adressat „An die Bundespartei“ durch „Bundesparteitag“ 
 
Der komplette Antragstext soll in die Begründung verschoben werden. Der Antragstext soll 
ersetzt werden durch: „Wir fordern die Einführung eines verpflichtenden soziales Jahres, 
wobei auch die Möglichkeit des Wehr- oder Wehrersatzdienstes bei Polizei, THW etc. 
möglich sein soll.“ 

B8 
 
Erledigt durch Beschlusslage 

B9 
 
zurücküberweisen 
 

B10 
 
Erledigt durch Beschlusslage 

O1  
 
Streiche Adressat „Jusos Hessen-Nord, Jusos Hessen, Jusos Bund, SPD Kassel“ 
 
Füge an den Anfang ein: „Betroffene von rechter Gewalt sollten bei der SPD auch immer 
Ansprechpartner*innen auf hauptamtlicher Ebene finden. Es braucht professionelle und 
juristische Beratung, Unterstützung im Umgang mit rechtsextremen  
Bedrohungen und eine Anlaufstelle auf Bezirksebene, die praktische und solidarische Hilfe 
leistet.“ 
Verschiebe Zeile 13 bis Ende in die Begründung. 
 


